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GEMEINDE STAKENDORF  

AUFSTELLUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 5 FÜR DAS GEBIET "ORTSRAND, SÜDLICH DER 

DORFSTRAßE UND WESTLICH DES MÜHLENWEGES" 

 

ABWÄGUNG DER VORGEBRACHTEN ANREGUNGEN ZUR ÖFFENTLICHKEITS- UND 

BEHÖRDENBETEILIGUNG  

 

Stand: 04. Mai 2023 

S t e l l u n g n a h m e n  

zur Behördenbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB Verfahrensteil 2, Planabstimmung mit den Nachbargemein-

den gem. § 2 (2) BauGB, Benachrichtigung über die öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB 

 

Verfahrensteil 2 

 

Behördenbeteiligung: mit Anschreiben vom 15. Juli 2022 

  

Öffentliche Auslegung: 01.08.2022 bis einschl. 02.09.2022 

 

Die vorgebrachten Anregungen hat die Gemeinde Stakendorf geprüft und mit folgendem Ergebnis abge-

wogen. Weitere Stellungnahmen mit Anregungen und Bedenken von Behörden und sonstigen Trägern 

öffentlicher Belange sowie von Nachbargemeinden und Bürgern sind nicht eingegangen. 

 

 

ANREGUNGEN BERÜCKSICHTIGUNG 

  (Beschlussempfehlungen) 
   

I. TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE  

 Kreis Plön                                                         
vom 09.09.2022 

 

1. Folgende Unterlagen wurden vorgelegt: 

− Entwurf zur 5. Änderung des FNP, Stand: 

25.05.2021 

− Entwurf zur Begründung (FNP), Stand: 

25.05.2021 

− Entwurf zur Satzung über den Bebauungs-

plan Nr. 5, Stand: 25.05.2021 

− Entwurf zur Begründung (B-Plan), Stand: 

25.05.2021 

− Entwurf des Umweltberichtes zur F-

Planänderung und zum B-Plan, inkl. Be-

standskarte, verfasst von ALSE GmbH, 

Stand: 20.05.2021 

 

Die Gemeinde Stakendorf beabsichtigt mit der 

vorliegenden Planung die Schaffung einer pla-

nungsrechtlichen Grundlage für einen kleinen 

Campingplatz auf dem Grundstück eines Vor-

habenträgers einzurichten. In sehr begrenztem 

Umfang sollen sowohl Campinghütten als auch 

Stellplätze für Wohnmobile und ein kleiner 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und auf 

die nachfolgenden Ausführungen verwiesen. 
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  (Beschlussempfehlungen) 
   

Zeltplatz für Zelte und Wohnwagen (z.B. Falt-

caravans) entstehen. 

 

Da das Vorhaben den Darstellungen im aktuel-

len Flächennutzungsplan widersprechen, wird 

in einem Parallelverfahren der F-Plan geändert 

(5. F-Planänderung). 

 

Zu den vorliegenden Bauleitplanentwürfen 

gebe ich die nachfolgenden Hinweise und An-

regungen: 

 

2. Aus den vorliegenden Unterlagen geht hervor, 

dass ein Vorhabenträger an die Gemeinde her-

angetreten ist und einen Antrag auf Bauleit-

planverfahren gestellt hat, um sein Vorhaben 

realisieren zu können. Die Gemeinde kann sich 

mit dem Projekt identifizieren und sieht ent-

sprechend den Bedarf für solch ein Vorhaben 

in ihrer Gemeinde. 

 

Aufgrund des vorliegenden Vorhabenbezuges 

wird seitens der Kreisplanung angeregt, und 

die Landesplanung hatte es zuvor auch schon 

angemerkt, einen vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplan aufzustellen und somit das Verfahren 

umzustellen. 

 

In Anbetracht des sehr kleinen Umfangs der vorliegenden 

Planung erscheint es nicht sinnvoll, einen vorhabenbezoge-

nen Bebauungsplan aufzustellen. Es soll daher an einer An-

gebotsplanung festgehalten werden. Die Zulässigkeit der 

touristisch-gewerblichen Nutzung ergibt sich aus den Fest-

setzungen des Bebauungsplanes. 

 Fachbehördliche Stellungnahmen:  

3. Die UNB teilt mit: 

Zum B-Plan:  

Zu der vorgelegten Planung habe ich aus der 

Sicht des Naturschutzes und der Landschafts-

pflege folgende Anregungen vorzubringen. 

 

Text Teil B 

Die Rechtgrundlage für die nachrichtliche 

Übernahme der Knicks als besonders ge-

schützte Biotope ist § 21 LNatSchG und nicht 

das BauGB. Ich bitte um eine entsprechende 

Korrektur. 

 

Die Rechtsgrundlage wird korrigiert und der Hinweis inso-

fern beachtet. 

4. Der geplante 65 m lange Ersatzknick ist im 

Rahmen der Erschließung zum B-Plan herzu-

stellen und gemäß der Gehölzartenliste B des 

Umweltberichts zu bepflanzen. 

 

Der Hinweis wird im Zuge der Umsetzung beachtet. 

5. Der Nachweis über die Abbuchung der 595 m² 

aus dem Ökokonto 67.20.35 — Haßmoor- 2 im 

Kreis RD ist der UNB Plön nachzureichen. 

 

Der Nachweis wird zu gegebener Zeit nachgereicht und der 

Hinweis insofern beachtet. 

6. Die im Artenschutzbericht beschriebenen Ver-

meidungsmaßnahmen und Bauzeitenregelun-

gen sind entsprechend umzusetzen bzw. ein-

zuhalten. 

 

Der Hinweis wird im Zuge der Umsetzung beachtet. 
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 Die untere Bodenschutzbehörde teilt mit: 

 

 

7. Zum B-Plan: 

Gemäß § 1 Bundes-Bodenschutzgesetz ist die 

Funktionsfähigkeit des Bodens zu erhalten und 

zu fördern. 

 

Sämtlicher abgetragener Boden ist einer sei-

nen Eigenschaften angemessenen, hochwerti-

gen und ortsnahen Verwertung zuzuführen. 

Die geltenden abfallrechtlichen sowie boden-

schutzrechtlichen Anforderungen, nach § 12 

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-

nung (BBodSchV) und LAGA M20, sind umzu-

setzen und bei möglichen Verwertungen von 

überschüssigen Bodenmaterial zu berücksich-

tigen. 

 

Für Nivellierungsarbeiten ist bevorzugt Boden-

material aus dem Plangebiet zu nutzen. Spä-

tere Grün-/Freiflächen sind nach Möglichkeit 

weder zu befahren, noch mit sonstigen Auflas-

ten zu versehen. 

 

Die Erstellung eines Bodenschutzkonzeptes 

gemäß DIN 19639 sollte für Bauvorhaben mit 

einem Bodenabtrag von > 30 m³ in Betracht ge-

zogen werden. 

Nach dem derzeitigen Kenntnisstand ist im 

Plangebiet weder ein altlastverdächtiger 

Standort, noch ein Altstandort oder eine Altab-

lagerung gemäß §§ 2 Abs. 5 und Abs. 6 

BBodSchG erfasst. 

 

Weiterhin empfiehlt die uBB folgende Hinweise 

zu berücksichtigen: 

− Entsiegelung und Begrünung von Dachflä-

chen in Kombination mit energetischer 

Nutzung (z.B. Photovoltaik) zur Minimie-

rung von Oberflächenabflüssen und zur 

Reduzierung des energetischen Nut-

zungsdrucks auf noch unbebaute Flächen 

im Kreis Plön; 

− Überdachung von teil-/versiegelten Fahr-

zeugstellflächen in Verbindung mit Dach-

begrünung oder energetischer Nutzung; 

− Anwendung minimalinvasiver Gründungs-

methoden; 

− Zur Thematik des vorsorgenden Boden-

schutzes bei der Planung und Umsetzung 

von Bauvorhaben stellt der Kreis Plön un-

ter folgendem Link ein Hinweispapier be-

reit: https://www.kreis-ploen.de/me-

dia/custom/2158 4566 1.PDF?1644486829 

 

Seitens der unteren Bodenschutzbehörde be-

stehen keine Bedenken gegen die vorliegende 

Die Stellungnahme und die gegebenen Hinweise werden 

zur Kenntnis genommen. 

Die Hinweise zu Altlasten sind bereits Bestandteil der Be-

gründung. Die Hinweise zum Bodenschutz werden in die 

Begründung übernommen. 

Die im Übrigen gegebenen Hinweise werden durch die Pla-

nung weitgehend beachtet. 
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Planung des Bebauungsplans Nr. 5 der Ge-

meinde Stakendorf. 

 

 Die untere Wasserbehörde teilt mit: 

 

 

8. Zum B-Plan:  

Die hier vorgelegten Unterlagen sind für eine 

abschließende Bewertung nicht ausreichend 

und müssen konkretisiert werden. Gegen den 

derzeitigen Planungsstand bestehen weiterhin 

Bedenken und wird seitens der unteren Was-

serbehörde in seiner jetzigen Form abgelehnt. 

Die Sicherstellung insbesondere der Schmutz-

wasserbeseitigung und damit der Erschließung 

wird aus wasserrechtlicher Sicht momentan 

nicht in Aussicht erstellt. 

 

Die Gemeinde Stakendorf ist für die im B.- Plan 

Nr. 5 dargestellte Fläche abwasserbeseiti-

gungspflichtig (§ 44 LWG). In der Ortslage Sta-

kendorf betreibt die Gemeinde zentrale 

Schmutz- und Niederschlagswasseranlagen. 

Der Schmutz- und Niederschlagswasseran-

schluss an die zentrale Kanalisation, Behand-

lungsanlagen sowie die Abwassereinleitung in 

die Gewässer hat entsprechend §§ 8, 60, 57 

und 83 WHG zu erfolgen. Es ist von Seiten des 

Abwasserbeseitigungspflichtigen die Misch-

wasserkanalisation auf ihren baulichen Zu-

stand und ihre hydraulische Auslastung hin 

überprüft worden. Die hydraulische Untersu-

chung des Ing.-Büros Hauck vom 15.03.2022 

kommt zu dem Schluss, dass die vorhandene 

Kanalisation nicht den nach § 60 Abs. 1 WHG 

geforderten a.a.R.d.T. entspricht und es jetzt 

schon im Netz zu Überlastungen kommt. Ein 

weiterer Anschluss von zusätzlichen Schmutz-

wassermengen, wie hier im B.-Plan Nr. 5 ge-

plant, ist somit nicht zulässig. Erst nach erfolg-

ter hydraulischer Sanierung können entspre-

chend der dann geschaffenen Kapazitäten der 

Kanalisation und der Kläranlage weitere 

Schmutzwasseranschlüsse erfolgen. 

 

Die Fläche des B.-Plangebiets liegt außerhalb 

von Einzugsgebieten erlaubter Einleitungsstel-

len für Niederschlagswasser. Sollte die Fläche 

an eine bereits bestehende Einleitungsstelle 

angeschlossen werden, ist zu überprüfen, ob 

die relevanten Parameter (Versiegelungsgrad, 

Abflussbeiwerte, versiegelte Flächen, abge-

führte Wassermengen etc.) des Bestands bzw. 

für die zukünftig geplanten RW-

Einleitungsmengen den in der betroffenen Ein-

leitungserlaubnis angegebenen Daten entspre-

chen. Dieser Nachweis ist nach den aktuellen 

Regeln der Technik durchzuführen. Aufgrund 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Ein hydraulisches Sanierungskonzept für die Gemeinde ist 

in der Erarbeitung und erforderliche Maßnahmen werden 

nach Fertigstellung zeitnah umgesetzt. 

Für die vorliegende Planung sind ein Entwässerungskon-

zept und der Nachweis nach A-RW 1 erarbeitet worden und 

nachgewiesen worden, dass das Regenwasser schadlos 

abgeleitet werden kann. 

Im Rahmen der Betrachtungen wurde ebenfalls nachgewie-

sen, dass der Anschluss des Plangebietes keinerlei nega-

tive Auswirkungen oder Verschlechterungen mit sich bringt. 

Im Ergebnis wurde eher festgestellt, dass sich die hydrauli-

sche Gesamtsituation verbessert.  

Insofern wird davon ausgegangen, dass die Erschließung 

gesichert ist und die vorliegende Planung auch aus entwäs-

serungstechnischer Sicht umgesetzt werden kann. 
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der Ausführungen in der Begründung zum B.-

Plan unter Punkt 9.2 gehe ich davon aus, dass 

eine neue Einleitungserlaubnis beantragt wer-

den muss. Die geplante Versickerung von ge-

sammeltem Niederschlagswasser ist durch 

entsprechende Untersuchungen (Versicke-

rungsversuche vor Ort, Feststellung Grund-

wasserstand) nach der DWA A-138 nachzu-

weisen. 

 

Im Rahmen des B.-Planverfahrens sind in den 

B.-Planunterlagen prüffähige Aussagen und 

Nachweise hierzu vorzulegen (§§ 47, 51 und 

52 LWG). Sollte es durch die mit diesem B.-

Plan entstehenden Flächen zu Abweichungen 

von bestehenden wasserrechtlichen Erlaubnis-

sen bzw. Genehmigungen kommen, so sind 

neue Einleitungserlaubnisse bzw. Genehmi-

gungen mit entsprechenden Planungsunterla-

gen zu beantragen. Das Einreichen der ent-

sprechenden Nachweise bzw. Antragsunterla-

gen bei der unteren Wasserbehörde muss zeit-

nah erfolgen. Erst nach Einreichung der Unter-

lagen kann über die Erlaubnisfähigkeit der An-

träge und damit über die Sicherung der Er-

schließung im B.-Planverfahren entschieden 

werden (s. Punkt 2 Einführungserlass ARW-1 

vom 10.10.2019). Bei den Nachweisen einer 

ordnungsgemäßen Niederschlagswasserbe-

seitigung wird auf den gemeinsamen Erlass 

des Ministeriums für Energiewende, Landwirt-

schaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung 

(MELUND) und des Ministeriums für Inneres, 

ländliche Räume und Integration des Landes 

Schleswig-Holstein (MILI) zum landesweiten 

Umgang mit Regenwasser in Neubaugebieten 

„Wasserrechtliche Anforderungen zum Um-

gang mit Regenwasser in Neubaugebieten in 

Schleswig-Holstein — Teil 1: Mengenbewirt-

schaftung" (A-RW-1) vom 10.10.2019 hinge-

wiesen. 

 

Es werden weiterhin folgende Hinweise für die 

Niederschlagswasserbeseitigung gegeben: 

Die anerkannten Regeln der Technik (z.B. die 

DWA A-102) fordern seit Ende 2020 eine 

Trendumkehr von der abflussdominierten Nie-

derschlagswasserbeseitigung. Die Einhaltung 

eines natürlichen Wasserhaushalts unter der 

Beachtung der Versickerung, der Verdunstung 

und dem Abfluss muss bei der Planung/Über-

planung für neue Bauvorhaben Beachtung fin-

den. Die Vorhabenträger müssen eine Schädi-

gung des Wasserhaushalts begründen, bzw. 

begründen, warum diese nicht vermieden wer-

den kann. Entsiegelungen von z.B. Stellplätzen 

und die Begrünung von Dachflächen können 
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die Flächenrückhaltung am Ursprung verbes-

sern, natürlichere Abflussverhältnisse schaffen 

und Starkregenspitzen und Schadstoffeinträge 

minimieren und ausgleichen. Die Einleitung 

von Regenwasser ins Grundwasser z.B. durch 

Versickerungsanlagen oder Baumrigolen oder 

die Nutzung von Zisternen und die damit ein-

hergehende Entlastung unserer Gewässer im 

Kreis Plön wird von der unteren Wasserbe-

hörde ausdrücklich begrüßt. 

 

Das Plangebiet ist generell zur Nutzung von 

Geothermie (Erdwärme) geeignet. Für den Bau 

und Betrieb einer Geothermieanlage (Erdwär-

mesonden, Brunnensysteme, flache Erdwär-

mekollektoren) muss eine wasserrechtliche Er-

laubnis bei der unteren Wasserbehörde bean-

tragt werden 

. 

9. Der Denkmalschutz teilt mit: 

Im Plangeltungsbereich sind keine Bau- und 

Gründenkmale erfasst. Da grundsätzlich Be-

lange der Bodendenkmalpflege betroffen sein 

können, ist eine Abstimmung mit dem Archäo-

logischen Landesamt SH erforderlich. 

 

Das archäologische Landesamt wurde an der Planung be-

teiligt und hat entsprechende Hinweise gegeben. 

 Die Campingplatzaufsicht teilt mit: 

 

 

10. Ich weise darauf hin, dass mittlerweile die Lan-

desverordnung über Camping- und Wochen-

endplätze — CWVO vom 15.07.2020 gilt. 

 

Die Angabe der Rechtsgrundlage „CPIVO" in 

der Begründung ist dementsprechend in 

„CWVO" anzupassen. 

 

Die Begründung wird entsprechend angepasst und der Hin-

weis insofern beachtet. 

11. Gem. § 1 Abs. 6 CWVO dürfen Campinghäuser 

eine Gesamthöhe von höchstens 3,50 m auf-

weisen. In der textlichen Festsetzung Nr. 2.2 ist 

daher für das Baufeld 1 Bezug auf die Ober-

kante des anliegenden Geländes zu nehmen 

und nicht auf die Oberkante des Erdgeschoss-

fertigfußbodens. 

 

Dementsprechend ist auch die Legende GH 

3,5 m anzupassen. 

 

Ebenso ist die Begründung unter dem Pkt. 6.1 

Planungsrechtliche Festsetzungen auf S. 15, 9. 

Absatz anzupassen. 

 

Die Festsetzung und die hierzu erfolgten Ausführungen wer-

den entsprechend überarbeitet und der diesbezüglichen An-

regung gefolgt. 

12. Zur textlichen Festsetzung Nr. 1.6 weise ich 

darauf hin, dass die Berechnung der Sicher-

heitsabstände nach § 7 Abs. 2 CWVO ab der 

Außenkante eines überdachten Freisitzes ge-

messen werden. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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13. Zur Begründung Pkt. 9.2 Technische Infra-

struktur, S.21, 7. Abs.: Die Löschwasserversor-

gung richtet sich nach § 7 Abs. 4 und 5 CWVO. 

Danach dürfen Camping- und Wochenend-

plätze nur betrieben werden, wenn die Lösch-

wasserversorgung aus einer Druckleitung mit 

Hydranten oder aus Gewässern über beson-

dere Einrichtungen für die Löschwasserent-

nahme dauernd gesichert ist. Bei Campingplät-

zen ist die Löschwassermenge von 400 Liter 

pro Minute und bei Wochenendplätzen die 

Löschwassermenge von 800 Liter pro Minute, 

jeweils über einen Zeitraum von zwei Stunden, 

sicherzustellen. 

 

Von jedem Standplatz und jedem Aufstellplatz 

muss ein Hydrant oder eine Löschwasserent-

nahmestelle in höchstens 200 m Entfernung je-

derzeit erreichbar sein. Über Abweichungen 

entscheidet die Bauaufsichtsbehörde unter Be-

teiligung der Brandschutzdienststelle. Die 

Löschwasserentnahmestellen müssen über 

eine gesicherte Zufahrt für Feuerwehrfahr-

zeuge verfügen und die Löschwasseransaug-

stellen jederzeit verfügbar gehalten werden. 

Die Angaben der Feuerwehr sind dementspre-

chend zu prüfen. 

 

Die gegebenen Hinweise werden ergänzend in die Begrün-

dung übernommen. 

Nach derzeitigem Kenntnisstand kann der Brandschutz si-

chergestellt werden. Weitergehende Maßnahmen sind inso-

fern nicht erforderlich. 

14. Zur Begründung Pkt. 6.2 Grünordnerische 

Festsetzungen, S.16, 4. Abs.: 

Es wird darauf hingewiesen, dass auf den 

Standplätzen von Campingplätzen gern. § 2 

Abs. 3 CWVO ohnehin bauliche Anlagen nicht 

errichtet werden dürfen. 

 

Es sollte eine entsprechende Festsetzung oder 

Formulierung aufgenommen werden, dass im 

Knickschutzstreifen auch die in § 2 Abs. 3 

CWVO vom Verbot der Errichtung ausgenom-

menen Gerätehäuser, sanitären Einzelkabinen 

und Sichtschutzwände nicht errichtet werden 

dürfen. Zudem ist fraglich, ob der Standplatz 

Nr. 3 des Zeltplatzes aufgrund des Knick-

schutzstreifens tatsächlich nutzbar ist bzw. wie 

die Einhaltung des Knickschutzstreifens hier 

gewährleistet werden kann. 

 

Der Verweis auf die Unzulässigkeit baulicher Anlagen wird 

als ausreichend angesehen, da er auch die nach § 2 Abs. 3 

zulässigen Anlagen einschließt. Ergänzungen sind hier nicht 

erforderlich. 

Der Standplatz 3 ist z.B. als Zeltplatz durchaus nutzbar. Im 

Übrigen ist die Standplatzaufteilung nachrichtlich. Die tat-

sächliche Aufteilung wird mit der Bauantragsstellung festge-

legt. 

15. Zur Textlichen Festsetzung Nr. 1.4 b): Ich 

weise darauf hin, dass Grillhütten bauliche An-

lagen sind, für deren Errichtung ein entspre-

chendes Baufenster festzusetzen wäre. 

Dies gilt auch für Unterstände. 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen, inhalt-

lich jedoch nicht geteilt. 

Bei einer Grillhütte handelt es sich zwar um eine bauliche 

Anlage aber eben auch um eine der Nutzung dienende Ne-

benanlage wie z.B. Spielgeräte oder Einhausungen für Ab-

fallbehälter, die in der Regel auch außerhalb überbaubarer 

Flächen zulässig sind. Auch die nach § 2 Abs. 3 der CWVO 

zulässigen Anlagen sind zulässige bauliche Anlagen ohne, 

dass dafür ein Baufeld festgesetzt werden muss. Insofern 

wird an der erfolgten Regelung festgehalten. 
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16. In der Begründung unter dem Pkt. 5.1 Pla-

nungskonzept auf Seite 11, 2. Absatz ist der 

Begriff Stell- in Aufstellplatzgröße zu ändern. 

Auf Seite 12, 3. Abs., Satz 2 ist der Begriff Stell-

plätze in Standplätze zu ändern; auf Seite 20, 

3. Abs., Satz 3 unter Pkt. 9.1 Verkehrserschlie-

ßung, ebenfalls. 

 

Die Formulierungen werden angepasst und die Hinweise in-

sofern beachtet. 

17. Der Festsetzung von lediglich 5 Stell(Park)plät-

zen für die Campinghäuser kann nicht zuge-

stimmt werden. Gern. § 6 CWVO sind für jeden 

Aufstellplatz (jedes Campinghaus), mindes-

tens ein Stellplatz vorzusehen. 

 

Abweichungen können gern. § 14 Abs. 1 

CWVO nur zugelassen werden, wenn die öf-

fentliche Sicherheit nicht beeinträchtigt wird. 

Da in der näheren Umgebung öffentliche Park-

plätze als Ausweichmöglichkeit bei einer Voll-

auslastung nicht vorhanden sind, ist eine Be-

einträchtigung der öffentlichen Sicherheit ge-

geben.  

 

Die Planung wird entsprechend überarbeitet und nunmehr 

eine größere Anzahl an Parkplätzen vorgesehen, um je 

Campinghütte einen Parkplatz nachweisen zu können. 

18. In der Begründung unter dem Pkt. 6.1 Pla-

nungsrechtliche Festsetzungen auf Seite 15, 

10. Abs., ist ein Schreibfehler vorhanden; beim 

ersten Wort fehlt das „d" (klarstellend). 

 

Die Begrünung wird entsprechend korrigiert und der Hinweis 

insofern beachtet. 

19. Die Stabsstelle Tourismus teilt mit: 

Das Projekt ist aus touristischer Sicht zu begrü-

ßen. Der Kreis Plön strebt eine nachhaltige 

Tourismusentwicklung, das heißt, ein quantita-

tives und qualitatives Wachstum an. Die nach-

haltigen Urlaubsarten Wandern und Radfahren 

erfreuen sich immer größerer Beliebtheit. Die 

Erweiterung des touristischen Angebotes 

kommt der gesteigerten Nachfrage nach Ur-

laub inmitten der Natur entgegen. 

 

Der Hinweis des NABU zur Anbringung von 

Photovoltaik-Elementen auf den Gebäuden ist 

generell bei allen neuen Vorhaben essentiell. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

20. Das Klimamanagement teilt mit: 

Der Gemeinde werden folgende Punkte zur 

Berücksichtigung und Nutzung der Klima-

schutzpotenziale im Rahmen des Projektes 

empfohlen: 

 

Klimafolgenanpassungsmaßnahmen: Gäste 

und Besucher*innen auf Campingplätzen sind 

den Folgen des Klimawandels besonders stark 

ausgesetzt, daher ist die Vorsorge für Extrem-

wettereignisse durch Campingplatzbetrei-

bende von besonderer Bedeutung. Dazu zäh-

len im Sommerhalbjahr besonders Starkregen-

ereignisse inkl. Sturmböen und Hitzetage. Sich 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Hinweise werden bei der vorliegenden Planung weitge-

hend beachtet wie z.B. die Vorgabe Gründächer zu errichten 

und die Möglichkeit PV-Anlagen anzuordnen sowie die zu-

rückhaltende Flächenversiegelung. 

Weitergehende Maßnahmen werden auf Grund der Eigenart 

des Vorhabens nicht getroffen. Insbesondere erfolgt kein 

Ausschluss fossiler Brennstoffe. 
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anbietende Maßnahmen sind Regenwasser-

Versickerungsflächen, Gründächer, unterirdi-

sche Zisternen und/oder Retentionsflächen. 

Zudem sind Unterstände für Sturm- und 

Starkregenereignisse sowie eine generelle na-

turnahe Gestaltung des Geländes zu empfeh-

len. Gäste erfreuen sich in Hitzeperioden über 

natürlich Schattenplätze und Wasserspender 

auf dem Gelände. 

 

Fossile Brennstoffe: Im Sinne des Klimaschut-

zes sollte auf eine Wärmeversorgung auf Basis 

fossiler Energieträger (Gasversorgung des Ge-

bietes) verzichtet werden. 

 

Die Gemeinde kann auf Grundlage von § 9 

Abs. 1 Nr. 23a BauGB ein Verzicht auf fossile 

Brennstoffe festlegen. Die Rechtsgrundlage er-

laubt die stoffbezogene (nicht: anlagenbezo-

gene) Festsetzung von Verwendungsbe-

schränkungen und —verboten für luftverunrei-

nigende Stoffe, insbesondere 002-Emissionen 

verursachende fossile Heizstoffe (Erdöl, Erd-

gas). Eine städtebauliche Erforderlichkeit im 

Sinne einer unmittelbaren Verbesserung der 

Luftqualität innerhalb des Plangebietes ist hier-

für nicht notwendig (vgl. „Klimaschutz durch die 

Kommunen — Möglichkeiten und Grenzen"; 

Wolfgang Kahl. Zeitschrift für Umweltrecht, 

9/2010). Diese Festsetzungsmöglichkeit kann 

seit der Klimaschutznovelle des BauGB auch 

aus Gründen des Klimaschutzes genutzt wer-

den. Vielmehr sind entsprechende Maßnah-

men auch in bislang unbelasteten Gebieten zu-

lässig, ebenso als solche zum Schutz des glo-

balen Klimas (vgl. „ZNER 2008"; E-

kardt/Schmitz/Schmidtke, 334 (339 f.)). 

 

Nutzung der Dachflächen: Die Nutzungszeiten 

von Campingplätzen korrelieren mit den Son-

nenmonaten des Jahres, weshalb sich die Nut-

zung von Solaranlagen zur Strom-(Photovol-

taik) und/oder Warmwassererzeugung (Solar-

thermie) und/oder Hybridanlage auf den Dach-

flächen anbietet. 

 

Nach § 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB können Kom-

munen zudem auch die Installation von Solar-

anlagen zur Strom- und Wärmeerzeugung im 

Bebauungsplan vorschreiben. Insbesondere 

die Kombination mit der hier festgesetzten 

Dachbegrünung ist zu empfehlen, da ein Grün-

dach nicht nur einen effektiven Beitrag zum 

Klima- und Umweltschutz leistet, sondern auch 

den Ertrag von Solarstromanalagen erhöht. 

Dazu haben Gründächer einen Retentions-



 

Gemeinde Stakendorf 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 5 für das Gebiet "Ortsrand, südlich der Dorfstraße und westlich des Mühlenweges" 
  Seite: 10/13 

ANREGUNGEN BERÜCKSICHTIGUNG 

  (Beschlussempfehlungen) 
   

sowie Kühlungseffekt und tragen zur Reduktion 

von Feinstaub bei. 

 

Klimafreundliche Mobilität: Die Infrastruktur für 

klimafreundliche Mobilität sollte im Planungs-

prozess bereits Berücksichtigung finden. Dazu 

zählen bspw.: 

· Radabstellanlagen 

·  Ladeinfrastruktur für E-Autos und E-Bi-

kes 

·  Anschluss an den ÖPNV 

 

21. Weiteres Verfahren: 

Bitte kennzeichnen Sie im weiteren Verfahren 

Änderungen in Text und Zeichnung gegenüber 

dem jeweils vorhergehenden Verfahrens-

schritt. Versehen Sie bitte alle Entwurfsunterla-

gen mit dem Bearbeitungsstand. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und für das 

weitere Verfahren beachtet. 

 Ministerium für Inneres, Kommunales, 
Wohnen und Sport S.-H.-                              
– Landesplanung -                                                         
vom 19.09.2022 

 

 Mit Schreiben vom 14.07.2022 informieren Sie 

über aktualisierte Planunterlagen zur 5. Ände-

rung des Flächennutzungsplanes und zur Auf-

stellung des Bebauungsplanes Nr. 5 der Ge-

meinde Stakendorf. Gegenstand der Planung 

ist die Schaffung von zwei Sondergebieten 

„Campingplatzgebiet" und einem Sondergebiet 

„Wochenendplatzgebiet" im Süden der Orts-

lage Stakendorf an der Straße „Mühlenweg". 

Der Plangeltungsbereich ist ca. 0,35 ha groß 

und wird im Flächennutzungsplan derzeit als 

Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Paral-

lel soll der Bebauungsplan Nr. 5 aufgestellt 

werden, in dem die Sondergebiete mit der 

Zweckbestimmung „Zeltplatz", „Campinghäu-

ser' und „Wohnmobilplatz" festgesetzt werden 

sollen. Die Bezeichnung der Sondergebiete 

und die Konzeption der Planung hat sich im 

Vergleich zum vorherigen Planungsschritt ge-

ändert. 

 

Mit Schreiben vom 25.11.2019 hat die Landes-

planung zu der Planung bereits Stellung ge-

nommen. Aus Sicht der Landesplanung be-

standen gegenüber der Planung zum damali-

gen Zeitpunkt keine grundsätzlichen Beden-

ken. Es wurde empfohlen einen vorhabenbezo-

genen Bebauungsplan aufzustellen. Darüber 

hinaus sollten die Bezeichnungen der auszu-

weisenden Gebiete überprüft werden. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

In Anbetracht des sehr kleinen Umfangs der vorliegenden 

Planung erscheint es nicht sinnvoll, einen vorhabenbezoge-

nen Bebauungsplan aufzustellen. Es soll daher an einer An-

gebotsplanung festgehalten werden. Die Zulässigkeit der 

touristisch-gewerblichen Nutzung ergibt sich aus den Fest-

setzungen des Bebauungsplanes. 

 Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu 

der Bauleitplanung wie folgt Stellung: 
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Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erforder-

nisse der Raumordnung ergeben sich aus der 

am 17.12.2021 in Kraft getretenen Landesver-

ordnung über den Landesentwicklungsplan 

Schleswig-Holstein — Fortschreibung 2021 

vom 25.11.2021 (LEP-VO 2021, GVOBI. Schl.-

H. S. 1409) sowie dem Regionalplan III 

(Amtsbl. Schl.-H. 2001, Seite 49). 

 

Die Bezeichnungen der Sondergebiete wurden 

wie empfohlen geändert. Durch die Planung 

sollen nunmehr 5 Stellplätze für Wohnmobile, 

10 Campinghäuser mit einer Grundfläche von 

10 qm und ein Zeltplatz entwickelt werden. Im 

Norden wurde darüber hinaus eine Eingrünung 

ergänzt. 

 

Aus Sicht der Landesplanung bestehen gegen-

über der Planung keine Bedenken. Insbeson-

dere wird bestätigt, dass der Planung keine 

Ziele der Raumordnung entgegenstehen. Die 

Umstellung auf einen vorhabenbezogenen Be-

bauungsplan wird weiterhin empfohlen. 

 

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die 

Erfordernisse der Raumordnung und greift da-

mit einer planungsrechtlichen Prüfung des 

Bauleitplanes nicht vor. Eine Aussage über die 

Förderungswürdigkeit einzelner Maßnahmen 

ist mit dieser landesplanerischen Stellung-

nahme nicht verbunden. 

 Archäologisches Landesamt S.-H.                                                         
vom 14.07.2022 

 

 Die Belange des archäologischen Denkmal-

schutzes werden in der Begründung der 5. Än-

derung des Flächennutzungsplanes und in der 

Begründung des Bebauungsplanes Nr. 5 der 

Gemeinde Stakendorf korrekt berücksichtigt. 

Daher haben wir keine Bedenken und stimmen 

den vorliegenden Planunterlagen zu. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 LKN.SH                                                         
vom 31.08.2022 

 

 Zu den mir vorgelegten Planunterlagen nehme 

ich im Hinblick auf die Belange des Küsten- und 

Hochwasserschutzes Stellung: 

 

Die Belange des Küsten- und Hochwasser-

schutzes werden nicht berührt. 

 

Hinweis: 

Aufgrund dieser Stellungnahmen können 

Schadenersatzansprüche gegen das Land 

Schleswig-Holstein nicht geltend gemacht wer-

den. Eine Verpflichtung des Landes Schleswig-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 



 

Gemeinde Stakendorf 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 5 für das Gebiet "Ortsrand, südlich der Dorfstraße und westlich des Mühlenweges" 
  Seite: 12/13 

ANREGUNGEN BERÜCKSICHTIGUNG 

  (Beschlussempfehlungen) 
   

Holstein zum Schutz der Küste und zum Hoch-

wasserschutz sowie eine Entschädigung bei 

Hochwasser- und Eisschäden besteht nicht. 

 IHK zu Kiel                                                         
vom 30.08.2022 

 

 Wir bedanken uns für die Einbindung in das Be-

teiligungsverfahren und die damit verbundene 

Möglichkeit, eine Stellungnahme zur Wahrung 

der Interessen der gewerblichen Nutzung ab-

zugeben. 

 

Wir begrüßen die dargestellten Planungen für 

die Entwicklung von Stakendorf. Wir haben be-

züglich der 5. Änderung des Flächennutzungs-

plans sowie der Aufstellung des Bebauungs-

plans Nr. 5 keine Bedenken oder Anmerkun-

gen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 Schleswig-Holstein Netz AG                                                         
vom 01.09.2022 

 

 Die uns zugesandten Unterlagen wurden im 

Hinblick auf unsere Belange geprüft. Es beste-

hen aus unserer Sicht keine Bedenken. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz 
und Dienstleistungen der Bundeswehr                                                         
vom 14.07.2022 

 

 Die Beteiligung im o. a. Verfahren (Ihre E-Mail 

vom 14.07.2022; 10:03 Uhr) wurde nochmals 

überprüft. Unsere Stellungnahme vom 14. Ok-

tober 2019 gilt auch in den jetzt folgenden wei-

teren Verfahrensschritten. Die Änderungen/un-

sere angesprochenen Belange zur Beteiligung 

gemäß § 4 (2) BauGB wurden berücksichtigt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Ost-
see                                                             
vom 27.07.2022 

 

 Gegen den o. g. Bebauungsplan Nr. 5 und die 

5. Änderung des Flächennutzungsplanes der 

Gemeinde Stakendorf habe ich grundsätzlich 

keine Bedenken. 

 

Die Belange der Wasserstraßen- und Schiff-

fahrtsverwaltung des Bundes werden im Ent-

wurf der Begründung. Stand 25.05.2021 - unter 

Punkt 6.3 „Nachrichtliche Übernahmen" ausrei-

chend berücksichtigt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 Hauptzollamt Kiel                                                             
vom 25.07.2022 

 

 Von Seiten des Hauptzollamts Kiel bestehen 

gegen die o.a. Planungen keine Bedenken. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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 Deutsche Telekom Technik GmbH                                                         
vom 14.07.2022 

 

 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend 

Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und 

Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG 

- hat die Deutsche Telekom Technik GmbH be-

auftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und 

Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen 

sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzu-

nehmen und dementsprechend die erforderli-

chen Stellungnahmen abzugeben. 

 

Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stel-

lung: Gegen die o.a. Planung haben wir keine 

Bedenken. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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